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Vernehmlassung zur parlamentarischen Initiative «Modernen Pflanzenschutz in der Schweiz ermöglichen» (22.441) 
(09.09.2024 bis 09.12.2024) 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Schweizerischer Verband der Zuckerrübenpflanzer 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : SVZ 
 
Adresse, Ort : Belpstrasse 26, 3007 Bern 
 
Kontaktperson : Nicolas Wermeille 
 
Telefon : 056 462 50 26 
 
E-Mail : info@svz-fsb.ch 
 
Datum : 2. Dezember 2024 
 

Wichtige Hinweise: 
1. Wir bitten Sie, keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen! 
2. Bitte pro Artikel des Erlasses eine eigene Zeile verwenden. 
3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 09. Dezember 2024 an folgende E-Mail-Adresse:  

psm@blv.admin.ch 
  

mailto:psm@blv.admin.ch
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1 Allgemeine Bemerkungen zur parlamentarischen Initiative 

 

Der SVZ bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Zur Vorlage haben wir nachfolgende, einleitende Bemerkungen: 

 

Der Schutz unserer Kulturen ist in Gefahr! Weil immer mehr Pflanzenschutzmitteln (PSM) die Zulassung entzogen wird, ohne dass eine wirksame 

Alternative zur Verfügung gestellt wird, bestehen mittlerweile über 100 Lückenindikationen. Zahlreiche Kulturpflanzen können gegen einen oder mehrere 

spezifische Schaderreger nicht mehr geschützt werden. Dieser Trend geht ungebremst weiter und weil mangels Alternativen die gleichen Mittel in immer 

mehr Kulturen eingesetzt werden müssen, nehmen Resistenzen deutlich zu. Diese Entwicklung ist gefährlich und sie wird von den zuständigen Behörden 

völlig unterschätzt.  

In der Zwischenzeit haben rund 1/3 aller Wirkstoffe ihre Bewilligung verloren. Gleichzeitig stauen sich über 700 Gesuche bei der Zulassungsstelle. Eine 

Verbesserung der Situation ist nicht in Sicht. Selbst der Bundesrat bestätigt in seinem Zwischenbericht zum Nationalen Aktionsplan Pflanzenschutzmittel 

(NAP) vom 8. Mai 2024, dass das Ziel «Schutz der Kulturen» nicht erreicht wird, sich sogar verschlechtert. 

 

Während die Betriebe alles Erdenkliche tun, um gute und sichere Erträge einfahren zu können, kann ein einzelner Schaderreger innert weniger Tage die 

Qualität und/oder die Erntemenge stark reduzieren. Die Volatilität der Ernten nimmt stark zu. Auf ein gutes Jahr folgt ein schlechtes oder ein Totalausfall. 

Aus Sicht des SVZ ist das erstens ein gewaltiger Ressourcenverschleiss und zweitens verantwortungslos. Die aktuelle Situation ist nicht weiter tragbar für 

die Bauernfamilien und überhaupt für die ganze Wertschöpfungskette. Zahlreiche und namhafte Verarbeitungsbetriebe können Ihre Anlagen nicht mehr 

auslasten und die Lager bleiben teilweise sogar leer oder sind nur zur Hälfte gefüllt. Das ist nicht nur teuer, es stellt auch die Versorgungssicherheit 

unserer Gesellschaft ernsthaft in Frage. Gleichzeitig nehmen die Importe pflanzlicher Rohstoffe und Lebensmittel aus dem Ausland immer stärker zu. Die 

Schweiz deckt sich mit ausländischen pflanzlichen Rohstoffen und Lebensmitteln ein, die pikanterweise mit PSM und Methoden erzeugt wurde, die bei uns 

nicht bewilligt sind.  

 

Vor diesem Hintergrund begrüsst der SVZ die Vorlage ausdrücklich. Sie ist eine wirksame Massnahme, dass künftig nicht nur die PSM-Rückzüge, sondern 

auch die Neuzulassungen zeitgleich für die Schweizer Landwirtschaft zur Verfügung gestellt werden. Die bereits heute mit der EU weitestgehend 

harmonisierte PSM-Zulassung wird weiter vertieft. Mit der 12-monatigen Frist wird das Verfahren für alle Beteiligten berechenbarer. Unverständlich bleibt, 

warum die Schweiz bei den PSM formell immer noch an einer eigenen Zulassung festhält, während sie bei den Bioziden seit Jahren vollständig die EU-

Zulassung übernimmt. Diese Ungleichbehandlung ist fachlich nicht begründbar und muss behoben werden.  

 

Moderne Pflanzenschutzmittel sind und bleiben – nebst zahlreichen anderen Massnahmen und einer guten Agrarpraxis - auch in Zukunft ein wichtiger 

Baustein, damit unsere Kulturpflanzen wirksam vor Schaderregern geschützt werden können.  

 

 



          Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

          Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und 

          Veterinärwesen BLV 

  

Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und 

Veterinärwesen BLV 

Schwarzenburgstrasse 155, 3003 Bern 

Tel. +41 58 463 30 33 

info@blv.admin.ch 

www.blv.admin.ch 

 

 

 

2 Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen des Landwirtschaftsgesetzes  

 

   
Artikel Kommentare / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 

 

Art. 160a Abs. 2 

Mehrheit folgen 

 

Eine Sonderregelung für die Schweiz wäre fachlich nicht begründbar, da 

hier nahezu die gleichen Anwendungsbedingungen herrschen.  

Minderheit: 

 
2 ... anwendbar. Wenn der Schutz von Mensch, Tier 

oder Umwelt dies erfordert, kann der Bundesrat 

vorsehen, dass für sie von der EU abweichende 

Vorschriften gelten. 

 

Art. 160a Abs. 3 

Mehrheit folgen 

 

Mit Blick auf das Antiresistenzmanagement ist sehr wichtig, dass nicht 

ganze Wirkstoffgruppen ersatzlos wegfallen. Es ist ausreichend, wenn der 

Bundesrat auf Stufe Produkte eingreifen kann.  

 

Minderheit: 

 
3 Der Bundesrat kann vorsehen, dass Wirkstoffe, 

Safener und Synergisten, die ... 

 

Art. 160a Abs. 4 

Mehrheit folgen 

 

Es ist wichtig, dass der Spielraum nicht zum Vornherein künstlich reduziert 

wird.  

Minderheit: 

 
4 Er kann vorsehen, dass Wirkstoffe, Safener und 

Synergisten, die ... 
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Art. 160a Abs. 5 

 

Ganzer Absatz ersatzlos streichen. Unnötiger Verweis auf das GSchG. 

Unnötige Doppelnennung. Das GSchG gilt sowieso übergeordnet.  

 
5Absatz 1 gilt nicht für Wirkstoffe, Safener und 

Synergisten, denen die Genehmigung gestützt auf 

Artikel 9 Absatz 5 des Gewässerschutzgesetzes vom 

24. Januar 19915 entzogen wurde. 

 

 

Art. 160b 

Mehrheit folgen 

 

Der Einbezug der Niederlande und Belgien ist besonders zur 

ausreichenden Abdeckung von Gemüse sowie Nischen- und 

Sonderkulturen sehr wichtig.  

Minderheit: 

 

Zulassung von in an die Schweiz angrenzenden EU-

Mitgliedstaaten zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
1 Auf Gesuch hin wird ein Pflanzenschutzmittel, das in 

einem an die Schweiz an-grenzenden EU-Mitgliedstaat 

zugelassen ist und in der Schweiz genehmigte Wirk-

stoffe, Safener oder Synergisten enthält, ... 

 

Art. 160b Abs. 2 

 

Die Meldungen von Änderungen der Zulassung darf sich nur auf den 

Mitgliedsstaat beziehen, auf dessen Zulassung sich die Schweiz beruft und 

nicht auf alle Mitgliedsstaaten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mehrheit folgen 

 

Die EU kennt auch nicht wissenschaftsbasierte Verwendungsvorschriften. 

Deren Übernahme würde die Verwendung in der Schweiz übermässig stark 

einschränken oder sogar verunmöglichen.  

 

 
2 Die Verwendungsvorschriften der Zulassung des EU-

Mitgliedstaats werden, soweit dies erforderlich und ohne 

Beurteilung der Risiken für Mensch, Tier oder Umwelt 

sowie der Wirksamkeit möglich ist, an die in der Schweiz 

angewendeten Verwendungsvorschriften angepasst. 

Wenn es von der EU den EU-Mitgliedsstaaten, auf 

dessen Zulassung sich die Schweiz beruft, abweichende 

rechtliche Bestimmungen der Schweiz erfordern, erfolgt 

eine Beurteilung der Risiken für Mensch, Tier oder 

Umwelt. Verwendungsvorschriften der EU, welche in der 

Schweiz nicht zur Anwendung gelangen, werden nicht 

übernommen. 

 

Minderheit: 

 
2 ... erfolgt eine Beurteilung der Risiken für Mensch, Tier 

oder Umwelt. Dabei können weitere 

Verwendungsvorschriften definiert werden. 
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Art. 160b Abs. 3 

 

Änderungen der Zulassung in einem EU-Mitgliedsstaat muss innerhalb von 

90 Tagen statt 30 Tagen gemeldet werden. Innerhalb von 30 Tagen ist nicht 

umsetzbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mehrheit folgen 

 

Der Einbezug der Niederlande und Belgien ist besonders zur 

ausreichenden Abdeckung von Gemüse sowie Nischen- und 

Sonderkulturen sehr wichtig. 

 
3 Der Widerruf und der Rückzug einer Zulassung eines 

an die Schweiz angrenzenden EU-Mitgliedstaats, in den 

Niederlanden oder in Belgien müssen der 

Zulassungsstelle von der Zulassungsinhaberin innerhalb 

von 30 90  Tagen gemeldet werden. Wird eine 

Zulassung eines EU-Mitgliedstaats geändert, so ist 

innerhalb von 30 90 Tagen ein Gesuch um Änderung 

der Zulassung einzureichen. Wird innerhalb dieser Frist 

kein Gesuch eingereicht, so wird die Zulassung 

entzogen. 

 

Minderheit: 

 
3 ... an die Schweiz angrenzenden EU-Mitgliedstaats 

müssen der Zulassungsstelle ... 

 

Art. 160c 

 

Die Einführung einer maximalen Frist von 12 Monaten für das 

Zulassungsverfahren ist absolut dringlich, um die Verlässlichkeit des 

Verfahrens und das Vertrauen wiederherzustellen und wird ausdrücklich 

begrüsst.  

 

Dauer des Zulassungsverfahrens nach Artikel 160b 

 

Das Zulassungsverfahren nach Artikel 160b dauert 

höchstens 12 Monate ab Einreichung des vollständigen 

Gesuchs. 

 

Art. 187e 

 

Mehrheit folgen 

 

Der Einbezug der Niederlande und Belgien ist besonders zur 

ausreichenden Abdeckung von Gemüse sowie Nischen- und 

Sonderkulturen sehr wichtig 

 

Minderheit: 

 
2 ... an die Schweiz angrenzenden EU-Mitgliedstaaten 

zugelassenen Pflanzenschutzmitteln ... 

 


